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Mirjam Kohler

Die Causa Fehlmann neigt sich
demEnde zu.DerWirbel rundum
die Freistellung von Marc Fehl-
mann als Direktor des Histori-
schen Museums Basel durch die
damalige Regierungsrätin Elisa-
beth Ackermann war gross. Und
beschäftigte Politik, Medien und
die Justiz. Letztere fällte Ende
März einenweiteren Entscheid in
dieser Angelegenheit. Fehlmann
wollte vomBundesgericht bestä-
tigt bekommen, dass seine Frei-
stellung rechtswidrig war. Dies,
weil das Basler Präsidialdeparte-
ment, dem Ackermann damals
vorstand, ihn entliess.

Nach Ansicht von Fehlmann
und seinen Anwälten hat Acker-
mann dazu die Berechtigung
gefehlt, weil nicht der Gesamt-
regierungsrat eine Genehmigung
erteilt habe. Dazu erklärt das
Bundesgericht: Der Entscheid
Ackermanns hätte schwerwie-
gend und offensichtlich oder
zumindest leicht erkennbar feh-
lerhaft sein müssen. Nur unter

diesen Voraussetzungen hätte
das Bundesgericht einen Grund-
satzentscheid gefällt. Diese Kri-
terien seien aber nicht erfüllt,
heisst es im Urteil. Zudem sähe
das Bundesgericht bei einerGut-
heissung der Beschwerde Fehl-
manns die Rechtssicherheit –
also die Klarheit, Voraussehbar-
keit undBeständigkeit des Rechts
– gefährdet.

Grundrechte verwehrt
Weshalb das Präsidialdeparte-
ment, das als Arbeitgeberin im
Arbeitsvertrag stand, nicht auch
für dessen Beendigung zustän-
dig sein solle, «erschliesst sich
nicht», stehtweiter. Und: Der be-
hauptete Mangel könne nicht so
schwerwiegend oder offensicht-
lich sein,wenn er bei der Kündi-
gung – bei derAnwälte involviert
waren – nicht aufgefallen sei.

Fehlmann beschwerte sich
beim Bundesgericht auch über
die basel-städtische Justiz. Ihm
seien imVerfahren Grundrechte
verwehrtworden.Das habe dazu
geführt, dass «das kantonale Ge-

richt den Sachverhalt offensicht-
lich unvollständig, qualifiziert
falsch beziehungsweise willkür-
lich und damit rechtsverletzend»
gewürdigt habe, heisst es im Ur-
teil.ZudemhabedasAppellations-
gericht Basel-Stadt kantonales
Recht «willkürlich angewendet».
Weil es um die Auflösung des
Arbeitsverhältnisses geht, das
auch ohneKündigung am31.März
2022 geendet hätte, sei das
Rechtsschutzinteresse in dieser
Angelegenheit seit 1. April 2022
nichtmehrgegeben.Das Bundes-
gericht gab deswegen Fehlmann
auch in diesemPunkt nicht recht.

Von zu geringer Bedeutung
Dass Fehlmann mit der Gut-
heissung der Beschwerde eine
«Grundlage für allfällige Forde-
rungen gegenüber dem Kanton
Basel-Stadt» hätte, würde das
Rechtsschutzinteresse nichtwie-
derherstellen.Das Bundesgericht
hält abschliessend fest, dass die
grundsätzliche Bedeutung der
Fragestellung zu gering sei, um
unter das öffentliche Interesse

zu fallen, da der Fall «ausserge-
wöhnlich» sei.

Fehlmann äussert sich auf
Anfrage dieser Zeitung zum Ur-
teil: «Marc Fehlmann will jetzt
endlich einen Schlussstrich unter
diese Sache ziehen. Er wünscht
seinerNachfolgerin oder seinem
Nachfolger, dass ihm oder ihr
nicht das Gleiche widerfährt
wie ihm.»

Der Konflikt zwischen dem
strittigenMuseumsdirektor und
seiner vorgesetzten Behörde,
eben demPräsidialdepartement,
hatte sich über mehrere Jahre
hingezogen, die Gerichtewieder-

holt beschäftigt, für etliche Zei-
tungsschlagzeilen geführt und
schliesslich sogar die Geschäfts-
prüfungskommission des Basler
Grossen Rates auf Trab gehalten.

ZumStreit zwischen demMu-
seumsdirektor und der damali-
genVorsteherin des Präsidialde-
partementswar es im September
2019 gekommen. Inhaltliche De-
tails zur eskalierenden Situation
sind mit Verweis auf das Amts-
geheimnis nie bekannt gegeben
worden. Im Januar 2020 verein-
barten das Präsidialdepartement
und der Museumsdirektor ge-
meinsam die Aufhebung des Ar-
beitsverhältnisses auf EndeMärz
2022. Teil dieser Vereinbarung
war, dass mit einem Coaching
versucht werden sollte, die rest-
liche Direktionszeit konfliktfrei
bewältigen zu können,was aber
nicht gelang.

Schliesslich sah die Verein-
barung vor, dass das Präsidial-
departement den Direktor bei
einem Scheitern der Konflikt-
bewältigung freistellen könne,
was denn auch geschah.

Fehlmann blitzt vor Bundesgericht ab
Entlassung von Museumsdirektor Der Ex-Direktor des Historischen Museums Basel zog seine Freistellung
vor Bundesgericht. Dieses stellt sich hinter die Basler Justiz, der Fehlmann «Willkür» unterstellt.

Wurde vom HMB freigestellt:
Marc Fehlmann. Foto: Lucia Hunziker

56-Jährige bei
Raubversuch verletzt
Bahnhof SBB GesternMorgen,kurz
nach 7Uhr,wurde eine 56-Jährige
in der SBB-Schalterhalle Opfer
einesversuchtenRaubes. Siewur-
de leicht verletzt. Der mutmass-
liche Täterkonnte festgenommen
werden,wie die Basler Staatsan-
waltschaftmitteilt.Die bisherigen
Ermittlungen ergaben, dass die
Frau an einem Automaten Bar-
geld bezogen hatte. Beim Weg-
gehen griff sie ein Unbekannter
unvermittelt an und versuchte,
ihrPortemonnaie zu rauben. (ith)

Petition für sichere
Veloroute eingereicht
Luzernerring Der Verein Pro Velo
beiderBasel hat gestern eine Peti-
tion für eine sichereVeloroute auf
dem Luzernerring eingereicht.
Wie derVerein in einerMitteilung
schreibt, seien über 1’500 Unter-
schriften zusammengekommen.
Die Petition fordert unter ande-
rem einen durchgehenden Velo-
streifen zwischen Hegenheimer-
und Flughafenstrasse. Bei der
Kreuzung Burgfelderstrasse soll
zudem der rechte Fahrstreifen
exklusiv den Velos, dem Bus und
den Rechtsabbiegenden zur Ver-
fügung stehen. Vor zwei Jahren
ereignete sich an dieserKreuzung
ein tödlicher Unfall. (ost)

Nachrichten

Basel will den Barfüsser-
platz umgestalten. Er soll,
versprechen die Behörden, ein
«zentraler Stadtplatz mit hoher
Aufenthaltsqualität» werden.
Für einen Architekturwettbe-
werb hat der Grosse Rat einen
Kredit in Höhe von 1,4 Millio-
nen Franken bewilligt.Wie
immer, wenn in Basel gebaut
wird, lässt man sich viel Zeit.
Der Regierungsrat rechnet mit
etwa acht Jahren Vorberei-
tungs- und Planungs- sowie
rund drei Jahren Bauzeit.
Insgesamt elf Jahre also werden
mindestens verstreichen, bis im
Jahr 2034 Passanten über den
erneuerten Platz flanieren
können. Er soll autofrei sein.
Dafür gibt es eine unterirdische
Velostation.

Elf Jahre, eine Ewigkeit – soll
man angesichts dieser zeitli-
chen Dimension lachen oder
weinen? In elf Jahren bringt ein
Kind in Basel-Stadt die gesam-
te obligatorische Schulzeit
hinter sich.

Für den Bau der St.-Ursen-
Kathedrale in Solothurn
benötigten die Arbeiter zwi-
schen 1762 und 1773 zwar auch
elf Jahre. Doch das Kirchenge-
bäude mit seiner ausladenden
Treppe und dem Vorplatz ist
ungleich prächtiger, als es der
Barfüsserplatz je sein wird.
Das Kolosseum in Rom – im
Gegensatz zum Barfüsserplatz
ein Bauwerk vonWeltruhm –
zogen die Römer angeblich
sogar in acht Jahren hoch.

Fast könnte man glauben,
wenn es in Basel ums Bauen
geht, heisse das Motto «Eile mit
Weile» – wie das Gesellschafts-
spiel, bei dem man würfelt und
würfelt und doch nie vom Fleck
kommt. Dass am Barfüsserplatz
acht Jahre geplant und an-
schliessend sechsunddreissig
Monate lang gebaggert, gebohrt
und gepflästert werden soll, ist
unglaublich. Die Mannschaft
des portugiesischen Seefahrers
Ferdinand Magellan schaffte in
drei Jahren die erste historisch
belegteWeltumsegelung. Nicht
alle überlebten die Expedition:
Einige verloren wegen der
Strapazen den Verstand. Das
Gleiche könnte während des
Umbaus des Barfüsserplatzes
auch passieren.

Vielleicht sollte man deshalb
aus Basel flüchten. Das Unter-
nehmen Life at Sea Cruises
bietet eine drei Jahre dauernde
Kreuzfahrt rund um den Globus
an, bei der 375 Häfen auf allen
Kontinenten angelaufen wer-
den.Während in der Innenstadt
Presslufthammer dröhnen,
kann man entspannt denWellen
der Ozeane lauschen.

Was liesse sich in drei Jahren
noch alles tun, ausser rot-
weisse Bauabschrankungen zu
bestaunen? In drei Jahren kann
man sich zum Lehrer der Pri-
marstufe mit Bachelor-Diplom
ausbilden lassen. Oder zum
Rettungssanitäter. Drei Jahre
regelmässigen Sex brauchen
übrigens ältere Frauen,wenn

sie unbedingt noch schwanger
werden wollen. Das behauptet
zumindest die britische Behör-
de für menschliche Befruchtung
und Embryologie. Basel wendet
bis zur Geburt eines neuen
Platzes, der gerade mal rund
2000 Quadratmeter klein ist,
ebenso viel Zeit auf.

Im gleichen Tempo, in dem hier
asphaltiert wird, durchlöchern
andere die Alpen. Beim Bau der
zweiten Gotthard-Strassenröhre
geht es laut Berechnungen der
Ingenieure vom Hauptdurch-
schlag im Jahr 2026 bis zur
Eröffnung drei Jahre. Dann
fahren Autos durchs Berg-
massiv. In Basel wird der Barfi
für Trams ein Nadelöhr bleiben.
Das längste Konklave in der

Geschichte der römisch-
katholischen Kirche dauerte
drei Jahre, von 1268 bis 1271.
Immerhin einigten sich dann
die Kardinäle auf einen neuen
Papst. Basel hat nach drei
Jahren bloss einen neuen Platz.
Wer an Heuschnupfen leidet,
kann sich vom Arzt desensi-
bilisieren lassen. Die Immun-
therapie dauert maximal drei
Jahre, dann sollte man geheilt
sein. Gegen die quälende Basler
Baustellenallergie gibt es leider
noch keine Medizin.

Eine Ewigkeit für einen neuen Barfüsserplatz
Die Römer zogen das Kolosseum in nur acht Jahren hoch. Die Basler hingegen kommen beim Bauen nicht vom Fleck.

Rückruf

Martin Furrer

Für Vorbereitung, Planung und Bau des neuen Barfüsserplatzes veranschlagt der Regierungsrat elf Jahre. Das Kolosseum in Rom errichteten die Römer angeblich in acht. Fotos: Lucia Hunziker, Ettore Ferrari (Keystone)
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Sebastian Briellmann

Achtung, Triggerwarnung, fol-
gende Frage kann mindestens
Bluthochdruck auslösen: Geht es
nurnochmit Zwang? Eine solche
Frage schickt sich gar nicht,wird
es in der Schweiz im Regelfall
doch ungern gesehen, wenn die
Politik den Bürgern per Diktat
oktroyierenwill,was sie für sich
und ihre Familie im privaten
Bereich zu tun und zu lassen
haben (Justiziables natürlich aus-
geschlossen).

Es gilt ein einfaches gesell-
schaftliches Credo: Eigenverant-
wortung. Da sind aber doch ein
paar Themen, bei denen das
nicht mehr vollumfassend gilt,
weil die Realität den Common
Sense regelrecht ausgehebelt hat.
Geht es beispielsweise um die
deutsche Sprache, scheinen ein
paar staatliche Befehle nicht ver-
kehrt – vor allem deshalb,weil es
in derGesellschaft qualitativ zu-
sehends zu hapern scheint,wenn
es umdiese Landessprache geht.
Das liest sich in denMedien etwa
so: «Wenn Erstklässler kein
Deutsch sprechen» («Tages-An-
zeiger»). «Immer mehr Schwei-
zer Kinder können nur ungenü-
gend Deutsch» («20 Minuten»).

Und hat zur Folge,wasAndrea
Schenker-Wicki, Rektorin der
Universität Basel, kürzlich in der
BaZ gesagt hat: «Viele Studieren-
de können wirklich nicht mehr
korrekt schreiben.» Der Kanton
Basel-Stadt steht bei der Sprach-
förderung ganz besonders unter
Beobachtung.Erhat gemäss Bun-
desamt für Statistik die teuersten
Schüler im schweizweiten Ver-
gleich – aber sozusagen als Be-
lohnung auch die schlechtesten,
wie der erste nationale Schulver-
gleich vor vier Jahren gezeigt hat
(unter anderem in den Sprachen).

Und das, obwohl der Kanton
durchaus bemüht ist, in einem
schwierigen Umfeld – der Aus-
länderanteil beträgt 37 Prozent –
für eine Verbesserung zu sorgen.
Unter anderemmit einemObliga-
torium fürDreijährige, bei denen
Deutsch nicht die Erstsprache ist.
Fast die Hälfte aller Kleinkinder
in diesemAlter hat einen Förder-
bedarf. Eine Höchstmarke.

Seit bereits zehn Jahrenmüs-
sen die Kinder deshalb schonvor
demKindergarten an zwei Nach-
mittagen in der Woche in die
«Frühe Sprachförderung». Ein
System, das auch schweizweit
immer mehr Schule macht –
etwa in Bern, wo das Angebot
zwar freiwillig ist, aber ein Obli-
gatorium zumindest eine Über-
legung wert ist. Nur: Bringt
diese FrühförderungdenKindern
überhaupt etwas?

—Ein bisschen Fortschritt
Anruf bei Alexander Grob. Der
Psychologieprofessor an derUni
Basel ist seit Beginn in diesem
Grossprojekt. Er hat die Frage-
bögen entwickelt, die derKanton
jeweils Anfang Jahr verschickt –
an alle Haushalte mit kleinen
Kindern, die eineinhalb Jahre
später in den Kindergarten kom-
men.Anhand derAntwortenwird
evaluiert, wer Defizite aufweist.

GrobsUntersuchungen zeigen:
Wer gefördert wird, kommt zu-
mindest nicht komplett ohne
Deutschkenntnisse indenKinder-
garten. Aber er sagt auch: «Was

wir noch nicht gut zeigen kön-
nen: Haben die Kinder einen aus-
reichenden Spracherwerb in der
deutschen Sprache?»

Das klingt noch nichtwirklich
nach grossem Durchbruch – vor
allem in Basel nicht. Denn der
Bedarf an Frühförderung, sagt
Grob, ist im Stadtkanton «sicher
nicht kleiner geworden».Aber ist
ein bisschen Fortschritt nicht im-
mer noch besser als gar keiner?

Ja, sagt etwa die Lehrerge-
werkschaft FreiwilligeSchulsyno-
de Basel (FSS). Vizepräsidentin
Marianne Schwegler spricht von
einer «richtigen Richtung», die
manmit der Frühförderung ein-
geschlagenhabe.DieFSSbegrüsst
deshalb auch den von Erzie-
hungsdirektor Conradin Cramer
beschlossenen Ausbau des An-
gebots von zwei auf drei Nach-
mittage proWoche (Kosten: neu
drei stattwie bisher zwei Millio-
nen Franken).

Schweglerweist auf einenwei-
teren (positiven) Punkt hin: Die
Frühförderung habe neben der
Deutschförderung auch noch an-
dere «erwünschteNebeneffekte».
Kinderwürden durch denBesuch
der Spielgruppe oder der Kita
«langsam an eine Ablösung vom
Elternhaus herangeführt, sie ler-
nen, sich in einerGruppe zurecht-
zufinden, undwerden so für den
Eintritt in die Schule besser vor-
bereitet». Dies «sind alles eben-
falls wichtige Faktoren für eine
bessere Chancengerechtigkeit».

—Die Hälfte kann
kein Deutsch
Schwegler liefert das Stichwort
für die grosse gesellschaftliche
Debatte. Haben wir Chancen-
gerechtigkeit – oder tun wir zu-
mindest genug dafür, dass wir
sie erreichen?Wasmuss von den
Zugezogenen an Engagement
kommen,undwasmuss derStaat

an integrativer Unterstützung
leisten? Alexander Grob sagt:
«Wirkönnen seit kurzembelegen,
was vorher zwar logisch geklun-
genhat, abernicht sichergewesen
ist: Je mehr Eltern pro Quartier
oder Bezirk nicht deutschspra-
chig sind, desto schlechter reden
ihre Kinder Deutsch.»

Das bringt uns zu Fragen über
Ghettos, Sicherheit undAusgren-
zung. Grob sagt: «An diesem
Punkt sind wir aber noch nicht,
und wir sollten alles daranset-
zen, damit es nicht so weit
kommt.Wir, die von Integration
sprechen, ein integratives Schul-
system hochhalten, müssen nur
schon aufgrund der Chancen-
gerechtigkeit ein Auge darauf
haben, dass keine systematische
Ausgrenzung erfolgt.»

Die Sprache ist fürGrob «mit-
entscheidend», damit das nicht
passiert. Er sagt: «Wir sehen an
Brennpunktschulen in Deutsch-
land, etwa in Berlin, was sonst
geschehen kann: Da musst du
mit Deutsch garnicht anfangen.»

Es überrascht nicht, dass Grob
über ein steigendes Interesse an
der Frühförderung berichten
kann. Das lässt sich auch mit

Zahlen belegen: 79 Gemeinden
unterstützen Grob und sein
Team in diesem Jahr, um den
Sprachstand derDreijährigen zu
erfassen. «Im nächsten werden
es gegen 100 sein.»

Die Nachfrage kommt nicht
nur aus den grossen Städtenwie
Bern, Zürich oder Basel,woman
es am ehesten erwartet. Auch in
kleinerenGemeinden ist sie gross
– weil dort der Druck ebenfalls
wächst. Grob sagt: «Die Proble-
matik vonDeutsch als Zweitspra-
che ist sehr gross geworden.Am
meisten erstaunt hat mich, dass
je nach Gemeinde bis zu 75 Pro-
zent der Kinder mit Deutsch als
Zweitsprache einen Förderbedarf
aufweisen. Die Hälfte verstand
und sprach praktisch kein Wort
Deutsch.»

Damit umzugehen, ist eine
Herkulesaufgabe.Dasweiss auch
das Basler Erziehungsdeparte-
ment (ED). Sprecher Simon Thi-
riet sagt: «Wirmachen ammeis-
ten – von allen Kantonen der
Schweiz. Man muss aber auch
sehen: Wenn man die Kinder zu
noch mehr Tagen verpflichtete,
würde der Eingriff irgendwann
zu gross.» Das führt dazu, dass
in Basel-Stadt längst nicht alle
Kinder zum Zug kommen. Alex-
ander Grob sagt: «Tatsächlich
gefördertwurden in Basel-Stadt
im letzten Jahr 57 Prozent der
Kinder mit Deutsch als Zweit-
sprache.Mehr lässt sich gar nicht
finanzieren, und es gäbe wohl
auch nicht genügend Personal.»

—Eine grosse Illusion?
Im «Bildungsbericht Schweiz»,
imMärz publiziert, steht: Kinder,
die fremdsprachig in den Kin-
dergarten eintreten, haben im
Schnitt tiefere Bildungsabschlüs-
se als diejenigen, die die Lan-
dessprache beherrschen. Es ist
also nicht mehr garantiert, was

bürokratisch-nüchtern von der
Schweizerischen Eidgenossen-
schaft vorgesehen ist: «Die Kennt-
nis einer Landessprache ist eine
Grundvoraussetzung für die er-
folgreiche berufliche und sozia-
le Integration.»

Alain Pichard,der«bekanntes-
te Lehrer der Schweiz» («Sonn-
tagsZeitung»), ist ebenfalls be-
sorgt. Das aktuelle System be-
trachtet er, der nach über vier
Jahrzehnten immer noch unter-
richtet, obschon erdas Pensions-
alter erreicht hat, äusserst kri-
tisch. «Man holt die Kinder vor
derSchule in eine Institution,will
ihnen Deutsch beibringen. Das
klingt gut, da kann niemand da-
gegen sein. Eigentlich. Dennoch
bin ich skeptisch.Wennman das
tut, muss es nämlich funktionie-
ren. Und das sehe ich nicht. Für
mich ist die Frühförderung eine
grosse Illusion.»

Das ED teilt mit, dass die
Qualität des Unterrichts mittels
Leistungsvereinbarungmit dem
Dachverband der Spielgruppen
festgelegtwird: Das ED zahlt den
Verband dafür, dass er die Spiel-
gruppen besucht,Ansprechpart-
ner bei pädagogischen Fragen
für Eltern und Spielgruppe ist
undWeiterbildungen finanziert.
Dass sich das ED nicht weiter
einmischt, liegt daran, dass der
Unterricht auf privater Ebene
stattfindet.

Pichard sagt, dass Basel-Stadt
nun seit zehn Jahren ein Obliga-
torium bei der Frühförderung
habe, aber beim Lesen und
Schreiben schneide der Kanton
– ebenfalls seit Jahren – am
schlechtesten ab. «Also taugt ent-
weder die Frühförderung nicht –
oder dieVergleichstests oder das
Schulsystem versagen. Ich ver-
mute, dass Ersteres der Fall ist.
Die Fakten sprechen auf jeden
Fall dagegen.Deshalb kannman

schlecht argumentieren, dass es
ohne die Frühförderung noch
schlechter aussähe. In Biel haben
wir dieselbenVerhältnissewie in
Basel – und stehen ohne die
gezielte Frühförderung besser da
im Quervergleich.»

Pichard unterrichtet in Biel, er
tut das schon lange – in einem
Brennpunkt, wie Basel (das er
auch bestens kennt) auch einer
ist. Er weiss also, wovon er
spricht, kennt die Lebenswelten.
Deshalb sagt er: «Damit man
michnichtmissversteht: Ich habe
nichts gegen Frühförderung.Nur
bin ich der Meinung: Wenn wir
esmachen, dann richtig.Die Kin-
der, die die Kurse besuchenmüs-
sen, leben in anderen Milieus –
sie unterhalten sich daheim in
ihrer Sprache, gucken sich Filme
in ihrer Sprache an, schauen
Fernsehen in ihrer Sprache. Eine
Schnellbleiche mit spielerischen
Ansätzenund ein bisschenLiedli-
Singen: Das reicht nicht.»

—Es gäbe noch eine
Brachialvariante
Was also tun? Ein Brachialvor-
schlag – Stichwort Zwang! –wäre
die Durchmischung der Klassen
mit Schülern aus verschiedenen
Quartieren, armen undwohlha-
benden. Pichard sagt: «Daswäre
sicher nicht falsch.Wirwissen ja
aus Studien: Wenn mehr als
30Prozent in einerKlasse Fremd-
sprachler sind, kippt es, ist der
Lernerfolg stark gefährdet. Im
Kleinbasel sind in gewissenKlas-
sen 100 Prozent der Schüler sol-
chemitMigrationshintergrund.»

Aber auch Pichardweiss, dass
diese Durchmischung in der
Schweiz ein chancenlosesAnlie-
gen ist. Das wird auch in Basel
nie Realität werden. Für das ED
ist ein solcher Grosseingriff kein
Thema.Was, ausserZwang,könn-
te dann noch helfen?

Problemsprache Deutsch
Immer mehr Nachholbedarf Wer sich mit drei Jahren nicht gut genug ausdrücken kann, muss in Basel-Stadt
in die obligatorische Frühförderung. Bringt das überhaupt etwas? Eine Auslegeordnung.

«Man kann
schlecht
argumentieren,
dass es ohne die
Frühförderung
noch schlechter
aussähe.»
Alain Pichard, Lehrer

Fast die Hälfte aller Dreijährigen in Basel hat einen Förderbedarf. Eine Höchstmarke. Foto: Dominik Plüss


